
Einheitliche Rechtsvorschriften für den Vertrag über die internationale 

Eisenbahnbeförderung von Gütern 

(CIM) 

Anhang B zum Übereinkommen über den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) 

Titel I Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 Anwendungsbereich 

§ 1 Diese Einheitlichen Rechtsvorschriften gelten für jeden Vertrag über die entgeltliche Beförderung 

von Gütern auf der Schiene, wenn der Ort der Übernahme des Gutes zur Beförderung und der für die 

Ablieferung vorgesehene Ort in zwei verschiedenen Mitgliedstaaten liegen. Dies gilt ohne Rücksicht 

auf den Sitz und die Staatszugehörigkeit der Parteien des Beförderungsvertrages. 

§ 2 Diese Einheitlichen Rechtsvorschriften gelten auch für Verträge über die entgeltliche 

Beförderung von Gütern auf der Schiene, wenn der Ort der Übernahme des Gutes zur Beförderung 

und der für die Ablieferung vorgesehene Ort in zwei verschiedenen Staaten liegen, von denen nur 

einer Mitgliedstaat ist, und die Parteien des Vertrages vereinbaren, dass der Vertrag diesen 

Einheitlichen Rechtsvorschriften unterliegt. 

§ 3 Schließt eine internationale Beförderung, die Gegenstand eines einzigen Vertrages ist, in 

Ergänzung der grenzüberschreitenden Beförderung auf der Schiene eine Beförderung auf der Strasse 

oder auf Binnengewässern im Binnenverkehr eines Mitgliedstaates ein, so finden diese Einheitlichen 

Rechtsvorschriften Anwendung. 

§ 4 Schließt eine internationale Beförderung, die Gegenstand eines einzigen Vertrages ist, in 

Ergänzung der Beförderung auf der Schiene eine Beförderung zur See oder eine 

grenzüberschreitende Beförderung auf Binnengewässern ein, so finden diese Einheitlichen 

Rechtsvorschriften Anwendung, sofern die Beförderung zur See oder auf Binnengewässern auf Linien 

durchgeführt wird, die in die in Artikel 24 § 1 des Übereinkommens vorgesehene Liste der Linien 

eingetragen sind. 

§ 5 Diese Einheitlichen Rechtsvorschriften finden keine Anwendung auf Beförderungen zwischen 

Bahnhöfen auf dem Gebiet von Nachbarstaaten, wenn die Infrastruktur dieser Bahnhöfe von einem 

oder mehreren Infrastrukturbetreibern, die einem einzigen dieser Staaten zugehören, betrieben 

wird. 

§ 6 Jeder Staat, der Vertragspartei eines anderen mit diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften 

vergleichbaren Übereinkommens über die durchgehende internationale Beförderung von Gütern auf 

der Schiene ist und der einen Antrag auf Beitritt zum Übereinkommen stellt, kann sich dabei 

vorbehalten, diese Einheitlichen Rechtsvorschriften nur auf Beförderungen auf einem Teil der in 

seinem Gebiet gelegenen Eisenbahninfrastruktur anzuwenden. Dieser Teil der Eisenbahninfrastruktur 

muss genau bezeichnet sein und an eine Eisenbahninfrastruktur eines Mitgliedstaates anschließen. 

Hat ein Staat einen solchen Vorbehalt eingelegt, so gelten diese Einheitlichen Rechtsvorschriften nur, 



a) wenn der im Beförderungsvertrag vorgesehene Ort der Übernahme des Gutes zur Beförderung 

oder der für die Ablieferung vorgesehene Ort sowie der vorgesehene Beförderungsweg zur 

bezeichneten Eisenbahninfrastruktur gehören, oder 

b) wenn die bezeichnete Eisenbahninfrastruktur die Eisenbahninfrastruktur zweier Mitgliedstaaten 

verbindet und sie im Beförderungsvertrag als Beförderungsweg für einen Transitverkehr vereinbart 

wurde. 

§ 7 Der Staat, der einen Vorbehalt gemäß § 6 eingelegt hat, kann ihn jederzeit durch Mitteilung an 

den Depositar zurücknehmen. Die Rücknahme wird einen Monat nach dem Tag wirksam, an dem der 

Depositar die Mitgliedstaaten darüber unterrichtet hat. Der Vorbehalt wird wirkungslos, wenn das in 

§ 6 Satz 1 genannte Übereinkommen für diesen Staat außer Kraft tritt. 

 

Artikel 2 Öffentlich-rechtliche Vorschriften 

Beförderungen, auf die diese Einheitlichen Rechtsvorschriften Anwendung finden, unterliegen im 

übrigen den öffentlich-rechtlichen Vorschriften, insbesondere den Vorschriften über die Beförderung 

gefährlicher Güter sowie den Vorschriften des Zollrechtes und des Tierschutzrechtes. 

 

Artikel 3 Begriffsbestimmungen 

Für Zwecke dieser Einheitlichen Rechtsvorschriften bezeichnet der Ausdruck 

a) „Beförderer“ den vertraglichen Beförderer, mit dem der Absender den Beförderungsvertrag 

gemäß diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften geschlossen hat, oder einen aufeinanderfolgenden 

Beförderer, der auf der Grundlage dieses Vertrages haftet; 

b) „ausführender Beförderer“ einen Beförderer, der mit dem Absender den Beförderungsvertrag 

nicht geschlossen hat, dem aber der Beförderer gemäß Buchstabe a) die Durchführung der 

Beförderung auf der Schiene ganz oder teilweise übertragen hat; 

c) „Allgemeine Beförderungsbedingungen“ die in Form von Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder 

Tarifen in jedem Mitgliedstaat zu Recht bestehenden Bedingungen des Beförderers, die mit 

Abschluss des Beförderungsvertrages dessen Bestandteil geworden sind; 

d) „intermodale Transporteinheit“ Container, Wechselbehälter, Sattelauflieger oder sonstige 

vergleichbare Ladeeinheiten, die im intermodalen Verkehr verwendet werden. 

 

Artikel 4 Abweichungen 

§ 1 Die Mitgliedstaaten können Abkommen schließen, die Abweichungen von diesen Einheitlichen 

Rechtsvorschriften für Beförderungen ausschließlich zwischen zwei beiderseits der Grenze gelegenen 

Bahnhöfen vorsehen, wenn sich zwischen ihnen und der Grenze kein weiterer Bahnhof befindet. 



§ 2 Für Beförderungen zwischen zwei Mitgliedstaaten im Transit durch einen Staat, der nicht 

Mitgliedstaat ist, können die beteiligten Staaten Abkommen schließen, die von diesen Einheitlichen 

Rechtsvorschriften abweichen. 

§ 3 Die Abkommen gemäß den §§ 1 und 2 sowie ihre Inkraftsetzung werden der Zwischenstaatlichen 

Organisation für den internationalen Eisenbahnverkehr mitgeteilt. Der Generalsekretär der 

Organisation unterrichtet hierüber die Mitgliedstaaten und die interessierten Unternehmen. 

 

Artikel 5 Zwingendes Recht 

Soweit diese Einheitlichen Rechtsvorschriften es nicht ausdrücklich zulassen, ist jede Vereinbarung, 

die unmittelbar oder mittelbar von diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften abweicht, nichtig und 

ohne Rechtswirkung. Die Nichtigkeit solcher Vereinbarungen hat nicht die Nichtigkeit der übrigen 

Bestimmungen des Beförderungsvertrages zur Folge. Dessen ungeachtet kann ein Beförderer seine 

Haftung und seine Verpflichtungen nach diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften erweitern. 

 

Titel II Abschluss und Ausführung des Beförderungsvertrages 

Artikel 6 Beförderungsvertrag 

§ 1 Durch den Beförderungsvertrag wird der Beförderer verpflichtet, das Gut gegen Entgelt zum 

Bestimmungsort zu befördern und es dort an den Empfänger abzuliefern. 

§ 2 Der Beförderungsvertrag ist in einem Frachtbrief nach einem einheitlichen Muster festzuhalten. 

Das Fehlen, die Mangelhaftigkeit oder der Verlust des Frachtbriefes berührt jedoch weder den 

Bestand noch die Gültigkeit des Vertrages, der weiterhin diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften 

unterliegt. 

§ 3 Der Frachtbrief wird vom Absender und vom Beförderer unterschrieben. Die Unterschrift kann 

durch einen Stempelaufdruck, einen maschinellen Buchungsvermerk oder in sonst geeigneter Weise 

ersetzt werden. 

§ 4 Der Beförderer hat die Übernahme des Gutes auf dem Frachtbriefdoppel in geeigneter Weise zu 

bescheinigen und das Doppel dem Absender zu übergeben. 

§ 5 Der Frachtbrief hat nicht die Bedeutung eines Konnossementes. 

§ 6 Für jede Sendung ist ein Frachtbrief zu verwenden. Soweit zwischen dem Absender und dem 

Beförderer nichts anderes vereinbart ist, darf ein Frachtbrief nur die Ladung eines einzigen Wagens 

zum Gegenstand haben. 

§ 7 Im Falle einer Beförderung, die das Zollgebiet der Europäischen Union oder das Gebiet, in dem 

das gemeinsame Versandverfahren angewendet wird, berührt, muss jede Sendung von einem 

Frachtbrief, der den Erfordernissen des Artikels 7 entspricht, begleitet sein. 



§ 8 Die internationalen Verbände der Beförderer legen im Einvernehmen mit den internationalen 

Verbänden der Kundschaft und den in den Mitgliedstaaten für Zollfragen zuständigen Stellen sowie 

mit jeder zwischenstaatlichen Organisation, die in einer regionalen Wirtschaftsgemeinschaft besteht 

und die über eine eigene Gesetzgebungsbefugnis auf dem Gebiet des Zolls verfügt, einheitliche 

Muster der Frachtbriefe fest. 

§ 9 Der Frachtbrief einschließlich des Frachtbriefdoppels kann auch in elektronischen 

Datenaufzeichnungen bestehen, die in lesbare Schriftzeichen umwandelbar sind. Die zur 

Aufzeichnung und Verarbeitung der Daten verwendeten Verfahren müssen, insbesondere 

hinsichtlich der Beweiskraft des verkörperten Frachtbriefes, funktional gleichwertig sein. 

 

Artikel 7 Inhalt des Frachtbriefes 

§ 1 Der Frachtbrief muss folgende Angaben enthalten: 

a) Ort und Datum der Ausstellung; 

b) Namen und Anschrift des Absenders; 

c) Namen und Anschrift des Beförderers, der den Beförderungsvertrag geschlossen hat; 

d) Namen und Anschrift desjenigen, dem das Gut tatsächlich aufgeliefert wird, wenn dies nicht der 

Beförderer gemäß Buchstabe c) ist; 

e) die Stelle sowie das Datum der Übernahme des Gutes; 

f) die Stelle der Ablieferung; 

g) Namen und Anschrift des Empfängers; 

h) die Bezeichnung der Art des Gutes und der Verpackung, bei gefährlichen Gütern die in der 

Ordnung für die internationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter (RID) vorgesehene 

Bezeichnung; 

i) die Anzahl der Frachtstücke und die zur Identifizierung der Stückgüter erforderlichen besonderen 

Zeichen und Nummern; 

j) die Nummer des Wagens bei Beförderungen im Wagenladungsverkehr; 

k) die Nummer des Eisenbahnfahrzeugs, wenn es auf eigenen Rädern rollt und als Beförderungsgut 

aufgegeben wird; 

l) außerdem, bei intermodalen Transporteinheiten, die Art, die Nummer oder die zu ihrer 

Identifizierung erforderlichen sonstigen Merkmale; 

m) die Bruttomasse des Gutes oder die Angabe der Menge in anderer Form; 



n) ein genaues Verzeichnis der von den Zoll- und sonstigen Verwaltungsbehörden verlangten 

Urkunden, die dem Frachtbrief beigegeben sind oder dem Beförderer bei einer näher bezeichneten 

amtlichen Stelle oder bei einer vertraglich vereinbarten Stelle zur Verfügung stehen; 

o) die mit der Beförderung verbundenen Kosten (Fracht, Nebengebühren, Zölle und sonstige Kosten, 

die vom Vertragsabschluss bis zur Ablieferung anfallen), soweit sie vom Empfänger zu zahlen sind, 

oder einen anderen Hinweis, dass die Kosten vom Empfänger zu zahlen sind; 

p) die Angabe, dass die Beförderung auch bei einer gegenteiligen Abmachung diesen Einheitlichen 

Rechtsvorschriften unterliegt. 

§ 2 Zutreffendenfalls muss der Frachtbrief ferner folgende Angaben enthalten: 

a) bei Beförderungen durch aufeinanderfolgende Beförderer den zur Ablieferung des Gutes 

verpflichteten Beförderer, sofern er seine Zustimmung zur Eintragung in den Frachtbrief erteilt hat; 

b) die Kosten, die der Absender übernimmt; 

c) den Betrag einer bei der Ablieferung des Gutes einzuziehenden Nachnahme; 

d) die Angabe des Wertes des Gutes und des Betrages des besonderen Interesses an der Lieferung; 

e) die vereinbarte Lieferfrist; 

f) den vereinbarten Beförderungsweg; 

g) ein Verzeichnis der dem Beförderer übergebenen, nicht unter § 1 Buchst. n) erwähnten Urkunden; 

h) die Angaben des Absenders über die Anzahl und die Bezeichnung der Verschlüsse, die er am 

Wagen angebracht hat. 

§ 3 Die Parteien des Beförderungsvertrages können in den Frachtbrief weitere Angaben eintragen, 

die sie für zweckmäßig halten. 

 

Artikel 8 Haftung für die Angaben im Frachtbrief 

§ 1 Der Absender haftet für alle Kosten und Schäden, die dem Beförderer dadurch entstehen, dass 

a) die Angaben des Absenders im Frachtbrief unrichtig, ungenau oder unvollständig sind oder nicht 

an der für sie vorgesehenen Stelle stehen, oder 

b) der Absender die im RID vorgeschriebenen Angaben unterlassen hat. 

§ 2 Trägt der Beförderer auf Verlangen des Absenders Angaben in den Frachtbrief ein, wird bis zum 

Beweis des Gegenteils vermutet, dass der Beförderer hierbei im Namen des Absenders gehandelt 

hat. 



§ 3 Enthält der Frachtbrief die in Artikel 7 § 1 Buchst. p) bezeichnete Angabe nicht, so haftet der 

Beförderer für alle Kosten und Schäden, die dem Verfügungsberechtigten infolge dieser Unterlassung 

entstehen. 

 

Artikel 9 Gefährliche Güter 

Hat der Absender die im RID vorgeschriebenen Angaben unterlassen, so kann der Beförderer das Gut 

jederzeit, wie es die Umstände erfordern, ausladen, vernichten oder unschädlich machen, ohne dass 

Ersatz zu leisten ist, sofern er nicht bei Übernahme des Gutes Kenntnis von seiner gefährlichen 

Beschaffenheit hatte. 

 

Artikel 10 Zahlung der Kosten 

§ 1 Soweit zwischen dem Absender und dem Beförderer nichts anderes vereinbart ist, sind die 

Kosten (Fracht, Nebengebühren, Zölle und sonstige Kosten, die vom Vertragsabschluss bis zur 

Ablieferung anfallen) vom Absender zu zahlen. 

§ 2 Sind die Kosten auf Grund einer Vereinbarung zwischen dem Absender und dem Beförderer auf 

den Empfänger überwiesen und hat der Empfänger weder den Frachtbrief eingelöst noch seine 

Rechte aus dem Beförderungsvertrag gemäß Artikel 17 § 3 geltend gemacht, noch den 

Beförderungsvertrag gemäß Artikel 18 abgeändert, so bleibt der Absender zur Zahlung der Kosten 

verpflichtet. 

 

Artikel 11 Nachprüfung 

§ 1 Der Beförderer ist berechtigt, jederzeit nachzuprüfen, ob die Beförderungsbedingungen 

eingehalten sind und ob die Sendung mit den Angaben des Absenders im Frachtbrief übereinstimmt. 

Wenn sich die Nachprüfung auf den Inhalt der Sendung bezieht, erfolgt diese nach Möglichkeit in 

Anwesenheit des Verfügungsberechtigten; ist dies nicht möglich, zieht der Beförderer zwei 

unabhängige Zeugen bei, sofern die Gesetze und Vorschriften des Staates, in dem die Nachprüfung 

stattfindet, nicht etwas anderes bestimmen. 

§ 2 Stimmt die Sendung mit den Angaben im Frachtbrief nicht überein oder sind die Bestimmungen 

für die Beförderung der bedingt zugelassenen Güter nicht eingehalten, so ist das Ergebnis der 

Nachprüfung in dem das Gut begleitenden Blatt des Frachtbriefes und, soweit der Beförderer noch 

über das Frachtbriefdoppel verfügt, auch in diesem zu vermerken. In diesem Fall ist das Gut mit den 

durch die Nachprüfung verursachten Kosten belastet, falls sie nicht sofort beglichen werden. 

§ 3 Der Absender kann, wenn er das Gut verlädt, vom Beförderer verlangen, dass dieser den Zustand 

des Gutes und seiner Verpackung sowie die Richtigkeit der Angaben im Frachtbrief betreffend die 

Anzahl der Frachtstücke, ihre Zeichen und Nummern sowie die Bruttomasse oder die anders 

angegebene Menge nachprüft. Der Beförderer ist nur dann verpflichtet, die Nachprüfung 

vorzunehmen, wenn ihm angemessene Mittel hierfür zur Verfügung stehen. Der Beförderer hat 



Anspruch auf Ersatz der Kosten der Nachprüfung. Das Ergebnis der Nachprüfung ist im Frachtbrief 

einzutragen. 

 

Artikel 12 Beweiskraft des Frachtbriefes 

§ 1 Der Frachtbrief dient bis zum Beweis des Gegenteils als Nachweis für den Abschluss und den 

Inhalt des Beförderungsvertrages sowie für die Übernahme des Gutes durch den Beförderer. 

§ 2 Hat der Beförderer das Gut verladen, beweist der Frachtbrief bis zum Beweis des Gegenteils den 

Zustand des Gutes und seiner Verpackung gemäß den Angaben im Frachtbrief und bei Fehlen solcher 

Angaben den äußerlich guten Zustand bei der Übernahme des Gutes durch den Beförderer und die 

Richtigkeit der Angaben im Frachtbrief betreffend die Anzahl der Frachtstücke, ihre Zeichen und 

Nummern sowie die Bruttomasse oder die anders angegebene Menge. 

§ 3 Hat der Absender das Gut verladen, beweist der Frachtbrief bis zum Beweis des Gegenteils den 

Zustand des Gutes und seiner Verpackung gemäß den Angaben im Frachtbrief und bei Fehlen solcher 

Angaben den äußerlich guten Zustand und die Richtigkeit der Angaben nach § 2 nur, wenn der 

Beförderer sie nachgeprüft und das übereinstimmende Ergebnis seiner Nachprüfung im Frachtbrief 

vermerkt hat. 

§ 4 Der Frachtbrief dient jedoch nicht als Beweis, wenn er einen mit Gründen versehenen Vorbehalt 

aufweist. Ein Vorbehalt kann insbesondere damit begründet werden, dass dem Beförderer keine 

angemessenen Mittel zur Verfügung standen, um die Richtigkeit der Angaben im Frachtbrief 

nachzuprüfen. 

 

Artikel 13 Verladen und Entladen des Gutes 

§ 1 Der Absender und der Beförderer vereinbaren, wem das Verladen und das Entladen des Gutes 

obliegt. Fehlt eine solche Vereinbarung, trifft die Pflicht zum Verladen und Entladen bei Stückgut den 

Beförderer, während bei Wagenladungen die Pflicht zum Verladen den Absender und die Pflicht zum 

Entladen nach der Ablieferung den Empfänger trifft. 

§ 2 Wird das Gut vom Absender verladen, so haftet er für alle Folgen der mangelhaften Verladung 

und hat dem Beförderer insbesondere den ihm daraus entstandenen Schaden zu ersetzen. Der 

Beförderer hat die mangelhafte Verladung nachzuweisen. 

 

Artikel 14 Verpackung 

Der Absender haftet dem Beförderer für alle durch das Fehlen oder die Mangelhaftigkeit der 

Verpackung des Gutes verursachten Schäden und Kosten, es sei denn, dass der Mangel offensichtlich 

oder dem Beförderer bei der Übernahme des Gutes bekannt war und er diesbezüglich keine 

Vorbehalte gemacht hat. 

 



Artikel 15 Erfüllung verwaltungsbehördlicher Vorschriften 

§ 1 Der Absender hat dem Frachtbrief die Urkunden beizugeben, die für die vor der Ablieferung des 

Gutes zu erfüllenden zoll- oder sonstigen verwaltungsbehördlichen Vorschriften notwendig sind, 

oder diese Urkunden dem Beförderer zur Verfügung zu stellen und diesem alle erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen. 

§ 2 Der Beförderer ist nicht verpflichtet zu prüfen, ob diese Urkunden und Auskünfte richtig und 

ausreichend sind. Der Absender haftet dem Beförderer für alle aus dem Fehlen, der Unvollständigkeit 

oder Unrichtigkeit der Urkunden und Auskünfte entstehenden Schäden, es sei denn, dass den 

Beförderer ein Verschulden trifft. 

§ 3 Der Beförderer haftet für die Folgen des Verlustes oder der unrichtigen Verwendung der im 

Frachtbrief bezeichneten und diesem beigegebenen oder dem Beförderer ausgehändigten Urkunden, 

es sei denn, dass der Verlust oder der durch die unrichtige Verwendung dieser Urkunden verursachte 

Schaden auf Umständen beruht, die der Beförderer nicht vermeiden und deren Folgen er nicht 

abwenden konnte. Er hat jedoch keinen höheren Schadenersatz zu leisten als bei Verlust des Gutes. 

§ 4 Der Absender kann durch einen Vermerk im Frachtbrief oder der Empfänger durch eine 

Verfügung gemäß Artikel 18 § 3 verlangen, 

a) dass er selbst oder sein Beauftragter der Erfüllung der zoll- oder sonstigen 

verwaltungsbehördlichen Vorschriften beiwohnt, um alle Auskünfte zu geben und sachdienliche 

Erklärungen vorzubringen; 

b) dass er selbst oder sein Beauftragter die Erfüllung der zoll- oder sonstigen 

verwaltungsbehördlichen Vorschriften betreibt, soweit die Gesetze und Vorschriften des Staates, in 

dem sie vorgenommen wird, es zulassen; 

c) dass, sofern er selbst oder sein Beauftragter der Erfüllung der zoll- oder sonstigen 

verwaltungsbehördlichen Vorschriften beiwohnt oder sie betreibt, er die Zölle und andere Kosten 

zahlt, soweit die Gesetze und Vorschriften des Staates, in dem sie vorgenommen wird, die Zahlung 

durch ihn zulassen. 

In diesen Fällen dürfen weder der Absender noch der verfügungsberechtigte Empfänger, noch ihr 

Beauftragter das Gut in Besitz nehmen. 

§ 5 Hat der Absender für die Erfüllung der zoll- oder sonstigen verwaltungsbehördlichen Vorschriften 

einen Ort bezeichnet, an dem dies wegen der geltenden Vorschriften nicht möglich ist, oder hat er 

dafür ein anderes Verfahren vorgeschrieben, das nicht ausführbar ist, so handelt der Beförderer so, 

wie es ihm für den Berechtigten am vorteilhaftesten zu sein scheint, und teilt dem Absender die 

getroffenen Maßnahmen mit. 

§ 6 Hat der Absender die Zahlung der Zölle übernommen, so darf der Beförderer die Zollbehandlung 

nach seiner Wahl unterwegs oder am Bestimmungsort betreiben. 

§ 7 Löst der Empfänger den Frachtbrief nicht innerhalb der Frist ein, die in den am Bestimmungsort 

geltenden Vorschriften vorgesehen ist, so kann der Beförderer gemäß § 5 verfahren. 



§ 8 Der Absender hat für eine den zoll- oder sonstigen verwaltungsbehördlichen Vorschriften 

entsprechende Verpackung und Bedeckung der Güter zu sorgen. Hat der Absender die Güter nicht 

gemäß diesen Vorschriften verpackt oder bedeckt, so kann der Beförderer dies besorgen; die 

entstandenen Kosten belasten das Gut. 

 

Artikel 16 Lieferfristen 

§ 1 Die Lieferfrist wird zwischen dem Absender und dem Beförderer vereinbart. Fehlt eine 

Vereinbarung, darf die Lieferfrist jedoch nicht länger sein als diejenige, die sich aus den §§ 2 bis 4 

ergibt. 

§ 2 Vorbehaltlich der §§ 3 und 4 betragen die Höchstlieferfristen: 

a) für Wagenladungen 

- Abfertigungsfrist 12 Stunden, 

- Beförderungsfrist je angefangene 400 km 24 Stunden; 

b) für Stückgut 

- Abfertigungsfrist 24 Stunden, 

- Beförderungsfrist je angefangene 200 km 24 Stunden. 

Die Entfernung bezieht sich auf den vereinbarten, mangels eines solchen auf den kürzest möglichen 

Beförderungsweg. 

§ 3 Der Beförderer kann Zuschlagsfristen von bestimmter Dauer für folgende Fälle festsetzen: 

a) Sendungen, die 

- über Linien mit unterschiedlicher Spurweite, 

- zur See oder auf Binnengewässern, 

- auf einer Straße, wenn keine Schienenverbindung besteht, befördert werden; 

b) außergewöhnliche Verhältnisse, die eine ungewöhnliche Verkehrszunahme oder ungewöhnliche 

Betriebsschwierigkeiten zur Folge haben. 

Die Dauer der Zuschlagsfristen muss aus den Allgemeinen Beförderungsbedingungen ersichtlich sein. 

§ 4 Die Lieferfrist beginnt mit der Übernahme des Gutes; sie verlängert sich um die Dauer des 

Aufenthaltes, der ohne Verschulden des Beförderers verursacht wird. Die Lieferfrist ruht an 

Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen. 

 

 



Artikel 17 Ablieferung 

§ 1 Der Beförderer hat dem Empfänger an dem für die Ablieferung vorgesehenen Ort gegen 

Empfangsbescheinigung und gegen Zahlung der sich aus dem Beförderungsvertrag ergebenden 

Forderungen den Frachtbrief zu übergeben und das Gut abzuliefern. 

§ 2 Eine gemäß den am Ort der Ablieferung geltenden Vorschriften erfolgte 

a) Übergabe des Gutes an die Zoll- oder Steuerverwaltung in deren Abfertigungs- oder Lagerräumen, 

wenn diese nicht unter der Obhut des Beförderers stehen, 

b) Einlagerung des Gutes beim Beförderer oder seine Hinterlegung bei einem Spediteur oder in 

einem öffentlichen Lagerhaus steht der Ablieferung an den Empfänger gleich. 

§ 3 Nach Ankunft des Gutes am Ort der Ablieferung kann der Empfänger vom Beförderer die 

Übergabe des Frachtbriefes und die Ablieferung des Gutes verlangen. Ist der Verlust des Gutes 

festgestellt oder ist das Gut innerhalb der in Artikel 29 § 1 vorgesehenen Frist nicht angekommen, so 

kann der Empfänger seine Rechte aus dem Beförderungsvertrag im eigenen Namen gegen den 

Beförderer geltend machen. 

§ 4 Der Berechtigte kann die Annahme des Gutes auch nach Einlösung des Frachtbriefes und Zahlung 

der sich aus dem Beförderungsvertrag ergebenden Forderungen so lange verweigern, bis seinem 

Verlangen auf Feststellung eines behaupteten Schadens Folge geleistet ist. 

§ 5 Im übrigen erfolgt die Ablieferung des Gutes gemäß den am Ort der Ablieferung geltenden 

Vorschriften. 

§ 6 Ist das Gut dem Empfänger ohne vorherige Einziehung einer das Gut belastenden Nachnahme 

abgeliefert worden, so hat der Beförderer dem Absender den Schaden bis zum Betrag der 

Nachnahme zu ersetzen, vorbehaltlich seines Rückgriffes gegen den Empfänger. 

 

Artikel 18 Verfügungsrecht über das Gut 

§ 1 Der Absender ist berechtigt, über das Gut zu verfügen und den Beförderungsvertrag nachträglich 

zu ändern. Er kann insbesondere verlangen, dass der Beförderer 

a) das Gut nicht weiterbefördert; 

b) die Ablieferung des Gutes aussetzt; 

c) das Gut an einen anderen als den im Frachtbrief angegebenen Empfänger abliefert; 

d) das Gut an einem anderen als dem im Frachtbrief angegebenen Ort abliefert. 

§ 2 Das Recht des Absenders zur Änderung des Beförderungsvertrages erlischt, auch wenn er das 

Frachtbriefdoppel besitzt, in den Fällen, in denen der Empfänger 

a) den Frachtbrief eingelöst hat; 



b) das Gut angenommen hat; 

c) seine Rechte gemäß Artikel 17 § 3 geltend gemacht hat; 

d) gemäß § 3 verfügungsberechtigt ist; von diesem Zeitpunkt an hat der Beförderer die Verfügungen 

und die Anweisungen des Empfängers zu befolgen. 

§ 3 Das Recht zur Änderung des Beförderungsvertrages steht vorbehaltlich eines gegenteiligen 

Vermerks des Absenders im Frachtbrief dem Empfänger bereits von der Ausstellung des 

Frachtbriefes an zu. 

§ 4 Das Recht des Empfängers zur Änderung des Beförderungsvertrages erlischt, wenn er 

a) den Frachtbrief eingelöst hat; 

b) das Gut angenommen hat; 

c) seine Rechte gemäß Artikel 17 § 3 geltend gemacht hat; 

d) gemäß § 5 vorgeschrieben hat, dass das Gut an einen Dritten abzuliefern ist, und dieser seine 

Rechte gemäß Artikel 17 § 3 geltend gemacht hat. 

§ 5 Hat der Empfänger vorgeschrieben, dass das Gut an einen Dritten abzuliefern ist, so ist dieser 

nicht berechtigt, den Beförderungsvertrag zu ändern. 

 

Artikel 19 Ausübung des Verfügungsrechtes 

§ 1 Will der Absender oder, im Fall des Artikels 18 § 3, der Empfänger den Beförderungsvertrag 

durch nachträgliche Verfügungen ändern, hat er das Frachtbriefdoppel, in das die Änderungen 

einzutragen sind, dem Beförderer vorzulegen. 

§ 2 Der Absender oder, im Fall des Artikels 18 § 3, der Empfänger hat dem Beförderer alle Kosten 

und Schäden zu ersetzen, die durch die Ausführung der nachträglichen Änderungen entstehen. 

§ 3 Die Ausführung der nachträglichen Änderungen muss zu dem Zeitpunkt, in dem die Verfügungen 

denjenigen erreichen, der sie ausführen soll, möglich, zulässig und zumutbar sein und darf 

insbesondere weder den gewöhnlichen Betrieb des Beförderers beeinträchtigen noch die Absender 

oder Empfänger anderer Sendungen schädigen. 

§ 4 Nachträgliche Änderungen dürfen nicht zu einer Teilung der Sendung führen. 

§ 5 Kann der Beförderer mit Rücksicht auf die Bedingungen des § 3 die erhaltenen Verfügungen nicht 

ausführen, so hat er unverzüglich denjenigen zu benachrichtigen, der die Änderung verfügt hat. 

§ 6 Trifft den Beförderer ein Verschulden, so haftet er für die Folgen, die sich daraus ergeben, dass er 

eine nachträgliche Änderung nicht oder nur mangelhaft ausführt. Er hat jedoch keinen höheren 

Schadenersatz zu leisten als bei Verlust des Gutes. 



§ 7 Führt der Beförderer nachträgliche Änderungen des Absenders aus, ohne sich das 

Frachtbriefdoppel vorlegen zu lassen, so haftet er dem Empfänger für den dadurch verursachten 

Schaden, wenn dem Empfänger das Frachtbriefdoppel übergeben worden ist. Der Beförderer hat 

jedoch keinen höheren Schadenersatz zu leisten als bei Verlust des Gutes. 

 

Artikel 20 Beförderungshindernisse 

§ 1 Bei einem Beförderungshindernis entscheidet der Beförderer, ob es zweckmäßig ist, das Gut 

ohne weiteres unter Abänderung des Beförderungsweges weiterzuleiten, oder ob es im Interesse des 

Verfügungsberechtigten liegt, ihn um eine Anweisung zu ersuchen, wobei er ihm alle nützlichen 

Angaben mitteilt, über die er verfügt. 

§ 2 Ist die Weiterbeförderung nicht möglich, so ersucht der Beförderer den Verfügungsberechtigten 

um eine Anweisung. Kann der Beförderer innerhalb angemessener Frist keine Anweisungen erhalten, 

so hat er die Maßnahmen zu ergreifen, die ihm im Interesse des Verfügungsberechtigten die 

vorteilhaftesten zu sein scheinen. 

 

Artikel 21 Ablieferungshindernisse 

§ 1 Bei einem Ablieferungshindernis hat der Beförderer den Absender davon unverzüglich in 

Kenntnis zu setzen und seine Anweisungen einzuholen, sofern der Absender nicht durch eine Angabe 

im Frachtbrief verlangt hat, dass ihm das Gut bei Eintritt eines Ablieferungshindernisses ohne 

weiteres zurückgesandt wird. 

§ 2 Entfällt das Ablieferungshindernis, bevor Anweisungen des Absenders beim Beförderer 

eingetroffen sind, so ist das Gut dem Empfänger abzuliefern. Der Absender ist davon unverzüglich zu 

benachrichtigen. 

§ 3 Verweigert der Empfänger die Annahme des Gutes, so steht dem Absender das Anweisungsrecht 

auch dann zu, wenn er das Frachtbriefdoppel nicht vorlegen kann. 

§ 4 Tritt das Ablieferungshindernis ein, nachdem der Empfänger den Beförderungsvertrag gemäß 

Artikel 18 §§ 3 bis 5 abgeändert hat, so hat der Beförderer diesen Empfänger zu benachrichtigen. 

 

Artikel 22 Folgen der Beförderungs- und Ablieferungshindernisse 

§ 1 Der Beförderer hat Anspruch auf Erstattung der Kosten, die ihm dadurch entstehen, dass er 

a) Anweisungen einholt, 

b) Anweisungen ausführt, 

c) Anweisungen, um die er ersucht hat, nicht oder nicht rechtzeitig erhält, 



d) ohne eine Anweisung einzuholen, eine Entscheidung gemäß Artikel 20 § 1 trifft, 

es sei denn, diese Kosten sind durch sein Verschulden entstanden. Er kann insbesondere die Fracht 

über den tatsächlichen Beförderungsweg erheben und die entsprechende Lieferfrist beanspruchen. 

§ 2 In den in Artikel 20 § 2 und in Artikel 21 § 1 bezeichneten Fällen kann der Beförderer das Gut 

sofort auf Kosten des Verfügungsberechtigten ausladen. Nach dem Ausladen gilt die Beförderung als 

beendet. Der Beförderer hat sodann das Gut für den Verfügungsberechtigten zu verwahren. Er kann 

es jedoch auch einem Dritten anvertrauen und haftet dann nur für die sorgfältige Auswahl des 

Dritten. Das Gut bleibt mit den sich aus dem Beförderungsvertrag ergebenden Forderungen sowie 

mit allen anderen Kosten belastet. 

§ 3 Der Beförderer kann den Verkauf des Gutes veranlassen, ohne Anweisungen des 

Verfügungsberechtigten abzuwarten, wenn es sich um verderbliche Güter handelt oder der Zustand 

des Gutes eine solche Maßnahme rechtfertigt oder die Kosten der Verwahrung nicht in einem 

angemessenen Verhältnis zum Wert des Gutes stehen. Er kann auch in anderen Fällen den Verkauf 

des Gutes veranlassen, wenn er innerhalb einer angemessenen Frist gegenteilige Anweisungen des 

Verfügungsberechtigten, deren Ausführung ihm billigerweise zugemutet werden kann, nicht erhält. 

§ 4 Ist das Gut verkauft worden, so ist der Erlös nach Abzug der auf dem Gut lastenden Kosten dem 

Verfügungsberechtigten zur Verfügung zu stellen. Ist der Erlös geringer als diese Kosten, so hat der 

Absender den Unterschied zu zahlen. 

§ 5 Art und Weise des Verkaufs bestimmen sich nach den am Ort, an dem sich das Gut befindet, 

geltenden Gesetzen und Vorschriften oder nach den Gebräuchen dieses Ortes. 

§ 6 Erteilt der Absender bei Beförderungs- oder Ablieferungshindernissen innerhalb angemessener 

Zeit keine Anweisung und kann das Beförderungs- oder Ablieferungshindernis nicht gemäß §§ 2 und 

3 beseitigt werden, so kann der Beförderer das Gut an den Absender auf dessen Kosten 

zurücksenden oder, sofern dies gerechtfertigt ist, vernichten. 

 

Titel III Haftung 

Artikel 23 Haftungsgrund 

§ 1 Der Beförderer haftet für den Schaden, der durch gänzlichen oder teilweisen Verlust oder durch 

Beschädigung des Gutes in der Zeit von der Übernahme des Gutes bis zur Ablieferung sowie durch 

Überschreitung der Lieferfrist entsteht, unabhängig davon, welche Eisenbahninfrastruktur benutzt 

wird. 

§ 2 Der Beförderer ist von dieser Haftung befreit, soweit der Verlust, die Beschädigung oder die 

Überschreitung der Lieferfrist durch ein Verschulden des Berechtigten, eine nicht vom Beförderer 

verschuldete Anweisung des Berechtigten, besondere Mängel des Gutes (inneren Verderb, Schwund 

usw.) oder durch Umstände verursacht worden ist, welche der Beförderer nicht vermeiden und 

deren Folgen er nicht abwenden konnte. 



§ 3 Der Beförderer ist von dieser Haftung befreit, soweit der Verlust oder die Beschädigung aus der 

mit einer oder mehreren der folgenden Tatsachen verbundenen besonderen Gefahr entstanden ist: 

a) Beförderung in offenen Wagen gemäß den Allgemeinen Beförderungsbedingungen oder wenn 

dies ausdrücklich vereinbart und im Frachtbrief vermerkt worden ist; vorbehaltlich der Schäden, die 

Güter infolge von Witterungseinflüssen erleiden, gelten Güter in intermodalen Transporteinheiten 

und in geschlossenen Straßenfahrzeugen, die auf Eisenbahnwagen befördert werden, nicht als in 

offenen Wagen befördert; benutzt der Absender für die Beförderung der Güter in offenen Wagen 

Decken, so haftet der Beförderer nur in dem Umfang, wie ihm dies für die Beförderung in offenen 

Wagen ohne Decken obliegt, selbst dann, wenn es sich hierbei um Güter handelt, die gemäß den 

Allgemeinen Beförderungsbedingungen nicht in offenen Wagen befördert werden; 

b) Fehlen oder Mängel der Verpackung bei Gütern, die ihrer Natur nach bei fehlender oder 

mangelhafter Verpackung Verlusten oder Beschädigungen ausgesetzt sind; 

c) Verladen der Güter durch den Absender oder Ausladen durch den Empfänger; 

d) natürliche Beschaffenheit gewisser Güter, der zufolge sie gänzlichem oder teilweisem Verlust oder 

Beschädigung, insbesondere durch Bruch, Rost, inneren Verderb, Austrocknen, Verstreuen, 

ausgesetzt sind; 

e) unrichtige, ungenaue oder unvollständige Bezeichnung oder Nummerierung der Frachtstücke; 

f) Beförderung lebender Tiere; 

g) Beförderung, die gemäß den maßgebenden Bestimmungen oder einer in den Frachtbrief 

aufgenommenen Vereinbarung zwischen dem Absender und dem Beförderer unter Begleitung 

durchzuführen ist, wenn der Verlust oder die Beschädigung aus einer Gefahr entstanden ist, die 

durch die Begleitung abgewendet werden sollte. 

 

Artikel 24 Haftung bei Beförderung von Eisenbahnfahrzeugen als Gut 

§ 1 Bei Beförderungen von Eisenbahnfahrzeugen, die auf eigenen Rädern rollen und als Gut 

aufgegeben worden sind, haftet der Beförderer für den Schaden, der durch Verlust oder 

Beschädigung des Eisenbahnfahrzeuges oder seiner Bestandteile in der Zeit von der Übernahme bis 

zur Ablieferung sowie durch Lieferfristüberschreitung entsteht, sofern er nicht beweist, dass der 

Schaden nicht durch sein Verschulden verursacht worden ist. 

§ 2 Der Beförderer haftet nicht für den Verlust loser Bestandteile, die an den Fahrzeuglängsseiten 

nicht angeschrieben oder in einem im Fahrzeug angebrachten Verzeichnis nicht angegeben sind. 

 

Artikel 25 Beweislast 

§ 1 Der Beweis, dass der Verlust, die Beschädigung oder die Überschreitung der Lieferfrist durch eine 

der in Artikel 23 § 2 erwähnten Tatsachen verursacht worden ist, obliegt dem Beförderer. 



§ 2 Legt der Beförderer dar, dass der Verlust oder die Beschädigung nach den Umständen des Falles 

aus einer oder mehreren der in Artikel 23 § 3 erwähnten besonderen Gefahren entstehen konnte, so 

wird vermutet, dass der Schaden daraus entstanden ist. Der Berechtigte hat jedoch das Recht 

nachzuweisen, dass der Schaden nicht oder nicht ausschließlich aus einer dieser Gefahren 

entstanden ist. 

§ 3 Die Vermutung gemäß § 2 gilt im Falle des Artikels 23 § 3 Buchst. a) nicht bei außergewöhnlich 

großem Verlust oder bei Verlust ganzer Frachtstücke. 

 

Artikel 26 Aufeinanderfolgende Beförderer 

Wird eine Beförderung, die Gegenstand eines einzigen Beförderungsvertrages ist, von mehreren 

aufeinanderfolgenden Beförderern durchgeführt, so tritt jeder Beförderer dadurch, dass er das Gut 

mit dem Frachtbrief übernimmt, in den Beförderungsvertrag nach Maßgabe dieses Frachtbriefes ein 

und übernimmt die sich daraus ergebenden Verpflichtungen. In diesem Fall haftet jeder Beförderer 

für die Ausführung der Beförderung auf der ganzen Strecke bis zur Ablieferung. 

 

Artikel 27 Ausführender Beförderer 

§ 1 Hat der Beförderer die Durchführung der Beförderung ganz oder teilweise einem ausführenden 

Beförderer übertragen, gleichviel, ob er auf Grund des Beförderungsvertrags dazu berechtigt war 

oder nicht, so bleibt der Beförderer dennoch für die gesamte Beförderung verantwortlich. 

§ 2 Alle für die Haftung des Beförderers maßgeblichen Bestimmungen dieser Einheitlichen 

Rechtsvorschriften gelten auch für die Haftung des ausführenden Beförderers für die von ihm 

durchgeführte Beförderung. Artikel 36 und 41 sind anzuwenden, wenn ein Anspruch gegen die 

Bediensteten und anderen Personen, deren sich der ausführende Beförderer bei der Durchführung 

der Beförderung bedient, geltend gemacht wird. 

§ 3 Eine besondere Vereinbarung, wonach der Beförderer Verpflichtungen übernimmt, die ihm nicht 

durch diese Einheitlichen Rechtsvorschriften auferlegt werden, oder auf Rechte verzichtet, die ihm 

durch diese Einheitlichen Rechtsvorschriften gewährt werden, berührt den ausführenden Beförderer 

nur, wenn er dem ausdrücklich schriftlich zugestimmt hat. Unabhängig davon, ob der ausführende 

Beförderer eine solche Zustimmung erklärt hat, bleibt der Beförderer an die sich aus einer solchen 

besonderen Vereinbarung ergebenden Verpflichtungen oder Verzichtserklärungen gebunden. 

§ 4 Wenn und soweit sowohl der Beförderer als auch der ausführende Beförderer haften, haften sie 

als Gesamtschuldner. 

§ 5 Der Gesamtbetrag der Entschädigung, der von dem Beförderer, dem ausführenden Beförderer 

sowie ihren Bediensteten und anderen Personen, deren sie sich bei der Durchführung der 

Beförderung bedienen, erlangt werden kann, übersteigt nicht die in diesen Einheitlichen 

Rechtsvorschriften vorgesehenen Höchstbeträge. 



§ 6 Dieser Artikel lässt die Rechte des Beförderers und des ausführenden Beförderers, untereinander 

Rückgriff zu nehmen, unberührt. 

 

Artikel 28 Schadensvermutung bei Neuaufgabe 

§ 1 Wurde eine gemäß diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften aufgegebene Sendung gemäß 

denselben Rechtsvorschriften neu aufgegeben und wird nach dieser Neuaufgabe ein teilweiser 

Verlust oder eine Beschädigung festgestellt, so wird vermutet, dass der teilweise Verlust oder die 

Beschädigung während des letzten Beförderungsvertrages eingetreten ist, sofern die Sendung im 

Gewahrsam des Beförderers verblieben und unverändert in dem Zustand neu aufgegeben worden 

ist, in dem sie am Ort der Neuaufgabe angekommen ist. 

§ 2 Diese Vermutung gilt auch dann, wenn der der Neuaufgabe vorangehende Beförderungsvertrag 

diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften nicht unterstellt war, sofern sie bei direkter Aufgabe vom 

ursprünglichen Versandort bis zum Ort der endgültigen Ablieferung anzuwenden gewesen wären. 

§ 3 Diese Vermutung gilt ferner, wenn der der Neuaufgabe vorangehende Beförderungsvertrag 

einem anderen mit diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften vergleichbaren Übereinkommen über die 

durchgehende internationale Beförderung von Gütern auf der Schiene unterstellt war und dieses 

Übereinkommen eine gleiche Rechtsvermutung zugunsten von Sendungen enthält, die gemäß diesen 

Einheitlichen Rechtsvorschriften aufgegeben wurden. 

 

Artikel 29 Vermutung für den Verlust des Gutes 

§ 1 Der Berechtigte kann das Gut ohne weiteren Nachweis als verloren betrachten, wenn es nicht 

binnen 30 Tagen nach Ablauf der Lieferfrist dem Empfänger abgeliefert oder zu seiner Verfügung 

bereitgestellt worden ist. 

§ 2 Der Berechtigte kann bei Empfang der Entschädigung für das verlorene Gut schriftlich verlangen, 

dass er unverzüglich benachrichtigt wird, wenn das Gut binnen einem Jahr nach Zahlung der 

Entschädigung wieder aufgefunden wird. Der Beförderer stellt eine Bescheinigung über dieses 

Verlangen aus. 

§ 3 Der Berechtigte kann binnen 30 Tagen nach Empfang der Nachricht gemäß § 2 verlangen, dass 

ihm das Gut gegen Bezahlung der sich aus dem Beförderungsvertrag ergebenden Forderungen und 

gegen Rückzahlung der erhaltenen Entschädigung, gegebenenfalls abzüglich der in der Entschädigung 

enthaltenen Kosten abgeliefert wird. Er behält jedoch seine Ansprüche auf Entschädigung wegen 

Überschreitung der Lieferfrist gemäß Artikel 33 und 35. 

§ 4 Wird das in § 2 erwähnte Verlangen nicht gestellt oder ist keine Anweisung in der in § 3 

vorgesehenen Frist erteilt worden oder wird das Gut später als ein Jahr nach Zahlung der 

Entschädigung wieder aufgefunden, so verfügt der Beförderer darüber gemäß den am Ort, an dem 

sich das Gut befindet, geltenden Gesetzen und Vorschriften. 

 



Artikel 30 Entschädigung bei Verlust 

§ 1 Bei gänzlichem oder teilweisem Verlust des Gutes hat der Beförderer ohne weiteren 

Schadenersatz eine Entschädigung zu zahlen, die nach dem Börsenpreis, allenfalls nach dem 

Marktpreis, und mangels beider nach dem gemeinen Wert von Gütern gleicher Art und 

Beschaffenheit an dem Tag und an dem Ort, an dem das Gut übernommen worden ist, berechnet 

wird. 

§ 2 Die Entschädigung beträgt höchstens 17 Rechnungseinheiten je fehlendes Kilogramm 

Bruttomasse. 

§ 3 Bei Verlust eines auf eigenen Rädern rollenden und als Beförderungsgut aufgegebenen 

Eisenbahnfahrzeuges, einer intermodalen Transporteinheit oder ihrer Bestandteile ist die 

Entschädigung ohne weiteren Schadenersatz auf den gemeinen Wert des Fahrzeugs, der 

intermodalen Transporteinheit oder ihrer Bestandteile am Tag und am Ort des Verlustes beschränkt. 

Sind der Tag oder der Ort des Verlustes nicht feststellbar, ist die Entschädigung auf den gemeinen 

Wert am Tag und am Ort der Übernahme beschränkt. 

§ 4 Der Beförderer hat außerdem Fracht, entrichtete Zölle und sonstige im Zusammenhang mit der 

Beförderung des verlorenen Gutes gezahlte Beträge mit Ausnahme der Verbrauchsabgaben auf 

Gütern, die im Steueraussetzungsverfahren befördert werden, zu erstatten. 

 

Artikel 31 Haftung bei Schwund 

§ 1 Bei Gütern, die infolge ihrer natürlichen Beschaffenheit durch die Beförderung in der Regel einem 

Schwund ausgesetzt sind, haftet der Beförderer ohne Rücksicht auf die Länge der durchfahrenen 

Strecke nur für den Teil des Schwundes, der die folgenden Prozentsätze überschreitet: 

a) zwei Prozent der Masse bei flüssigen oder in feuchtem Zustand aufgegebenen Gütern; 

b) ein Prozent der Masse bei trockenen Gütern. 

§ 2 Auf die Einschränkung der Haftung gemäß § 1 kann sich der Beförderer nicht berufen, wenn 

nachgewiesen wird, dass der Verlust nach den Umständen des Falles nicht auf die Ursachen 

zurückzuführen ist, die für die zugelassenen Prozentsätze maßgebend gewesen sind. 

§ 3 Werden mehrere Frachtstücke mit demselben Frachtbrief befördert, so wird der Schwund für 

jedes Frachtstück berechnet, sofern dessen Masse beim Versand entweder im Frachtbrief einzeln 

angegeben ist oder auf andere Weise festgestellt werden kann. 

§ 4 Bei gänzlichem Verlust des Gutes oder bei Verlust einzelner Frachtstücke wird bei der 

Berechnung der Entschädigung kein Abzug für Schwund vorgenommen. 

§ 5 Durch diesen Artikel werden die Artikel 23 und 25 nicht berührt. 

 

 



Artikel 32 Entschädigung bei Beschädigung 

§ 1 Bei Beschädigung des Gutes hat der Beförderer ohne weiteren Schadenersatz eine Entschädigung 

zu zahlen, die der Wertminderung des Gutes entspricht. Der Berechnung dieses Betrages ist der 

Prozentsatz zugrunde zu legen, um den der gemäß Artikel 30 ermittelte Wert des Gutes am 

Bestimmungsort gemindert ist. 

§ 2 Die Entschädigung übersteigt nicht 

a) den Betrag, der im Fall ihres gänzlichen Verlustes zu zahlen wäre, wenn die ganze Sendung durch 

die Beschädigung entwertet ist; 

b) den Betrag, der im Falle des Verlustes des entwerteten Teiles zu zahlen wäre, wenn nur ein Teil 

der Sendung durch die Beschädigung entwertet ist. 

§ 3 Bei Beschädigung eines auf eigenen Rädern rollenden und als Beförderungsgut aufgegebenen 

Eisenbahnfahrzeuges, einer intermodalen Transporteinheit oder ihrer Bestandteile ist die 

Entschädigung auf die Instandsetzungskosten ohne weiteren Schadenersatz beschränkt. Die 

Entschädigung übersteigt nicht den Betrag, der im Fall des Verlustes zu zahlen wäre. 

§ 4 Der Beförderer hat außerdem in dem in § 1 bezeichneten Verhältnis die in Artikel 30 § 4 

erwähnten Kosten zu erstatten. 

 

Artikel 33 Entschädigung bei Überschreitung der Lieferfrist 

§ 1 Ist durch die Überschreitung der Lieferfrist ein Schaden, einschließlich einer Beschädigung, 

entstanden, so hat der Beförderer eine Entschädigung zu zahlen, die höchstens das Vierfache der 

Fracht beträgt. 

§ 2 Bei gänzlichem Verlust des Gutes wird die Entschädigung gemäß § 1 nicht neben der 

Entschädigung gemäß Artikel 30 geleistet. 

§ 3 Bei teilweisem Verlust des Gutes beträgt die Entschädigung gemäß § 1 höchstens das Vierfache 

der auf den nicht verlorenen Teil der Sendung entfallenden Fracht. 

§ 4 Bei einer Beschädigung des Gutes, die nicht Folge der Lieferfristüberschreitung ist, wird die 

Entschädigung gemäß § 1 gegebenenfalls neben der Entschädigung gemäß Artikel 32 geleistet. 

§ 5 In keinem Fall ist die Entschädigung gemäß § 1 zuzüglich der Entschädigungen gemäß Artikel 30 

und 32 insgesamt höher als die Entschädigung bei gänzlichem Verlust des Gutes. 

§ 6 Ist gemäß Artikel 16 § 1 die Lieferfrist durch Vereinbarung festgesetzt, so kann darin eine von § 1 

abweichende Entschädigungsregelung vorgesehen werden. Sind in diesem Fall die Lieferfristen 

gemäß Artikel 16 §§ 2 bis 4 überschritten, so kann der Berechtigte entweder die Entschädigung 

gemäß der genannten Vereinbarung oder die in den §§ 1 bis 5 vorgesehene Entschädigung 

verlangen. 

 



Artikel 34 Entschädigung bei Wertangabe 

Der Absender und der Beförderer können vereinbaren, dass der Absender im Frachtbrief einen Wert 

des Gutes angibt, der den in Artikel 30 § 2 vorgesehenen Höchstbetrag übersteigt. In diesem Fall tritt 

der angegebene Betrag an die Stelle dieses Höchstbetrages. 

 

Artikel 35 Entschädigung bei Angabe des Interesses an der Lieferung 

Der Absender und der Beförderer können vereinbaren, dass der Absender, für den Fall des Verlustes 

oder der Beschädigung und für den Fall der Überschreitung der vereinbarten Lieferfrist, durch 

Eintragung eines bezifferten Betrages in den Frachtbrief ein besonderes Interesse an der Lieferung 

angibt. Bei Angabe eines Interesses an der Lieferung kann außer den in Artikel 30, 32 und 33 

vorgesehenen Entschädigungen der Ersatz des weiteren nachgewiesenen Schadens bis zur Höhe des 

angegebenen Betrages verlangt werden. 

 

Artikel 36 Verlust des Rechtes auf Haftungsbeschränkung 

Die in Artikel 15 § 3, Artikel 19 §§ 6 und 7, Artikel 30, 32 bis 35 vorgesehenen 

Haftungsbeschränkungen finden keine Anwendung, wenn nachgewiesen wird, dass der Schaden auf 

eine Handlung oder Unterlassung des Beförderers zurückzuführen ist, die entweder in der Absicht, 

einen solchen Schaden herbeizuführen, oder leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen wurde, 

dass ein solcher Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde. 

 

Artikel 37 Umrechnung und Verzinsung 

§ 1 Müssen bei der Berechnung der Entschädigung in ausländischer Währung ausgedrückte Beträge 

umgerechnet werden, so sind sie nach dem Kurs am Tag und am Ort der Zahlung der Entschädigung 

umzurechnen. 

§ 2 Der Berechtigte kann auf die Entschädigung Zinsen in Höhe von fünf Prozent jährlich verlangen, 

und zwar vom Tag der Reklamation gemäß Artikel 43 oder, wenn keine Reklamation vorangegangen 

ist, vom Tag der Klageerhebung an. 

§ 3 Legt der Berechtigte dem Beförderer die zur abschließenden Behandlung der Reklamation 

erforderlichen Belege nicht innerhalb einer ihm gestellten angemessenen Frist vor, so ist der Lauf der 

Zinsen vom Ablauf dieser Frist an bis zur Übergabe dieser Belege gehemmt. 

 

Artikel 38 Haftung im Eisenbahn-Seeverkehr 

§ 1 Bei Eisenbahn-Seebeförderungen über Linien zur See gemäß Artikel 24 § 1 des Übereinkommens 

kann jeder Mitgliedstaat, indem er die Aufnahme eines entsprechenden Vermerkes in die Liste der 

diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften unterstellten Linien verlangt, die Gründe für die Befreiung 



von der Haftung gemäß Artikel 23 um die nachstehenden Gründe, jedoch nur in ihrer Gesamtheit, 

ergänzen: 

a) Feuer, sofern der Beförderer beweist, dass es weder durch sein Verschulden noch durch 

Verschulden des Kapitäns, der Schiffsbesatzung, des Lotsen oder der in seinem Dienst stehenden 

Personen entstanden ist; 

b) Rettung oder Versuch der Rettung von Leben oder Eigentum zur See; 

c) Verladung des Gutes auf Deck, sofern der Absender seine Einwilligung dazu im Frachtbrief 

gegeben hat und sofern das Gut nicht in Eisenbahnwagen befördert wird; 

d) Gefahren oder Unfälle der See oder anderer schiffbarer Gewässer.  

§ 2 Der Beförderer kann sich auf die in § 1 genannten Haftungsbefreiungsgründe nur berufen, wenn 

er beweist, dass der Verlust, die Beschädigung oder die Überschreitung der Lieferfrist auf der 

Seestrecke vom Beginn des Einladens der Güter in das Schiff bis zu ihrer Ausladung aus dem Schiff 

entstanden ist. 

§ 3 Beruft sich der Beförderer auf die in § 1 genannten Haftungsbefreiungsgründe, haftet er 

dennoch, wenn der Berechtigte nachweist, dass der Verlust, die Beschädigung oder die 

Überschreitung der Lieferfrist auf einem Verschulden des Beförderers, des Kapitäns, der 

Schiffsbesatzung, des Lotsen oder der im Dienste des Beförderers stehenden Personen beruht. 

§ 4 Wird eine Seestrecke durch mehrere Unternehmen bedient, die in die Liste der Linien gemäß 

Artikel 24 § 1 des Übereinkommens eingetragen sind, so müssen für alle Unternehmen die gleichen 

Haftungsvorschriften gelten. Sind diese Unternehmen auf Antrag mehrerer Mitgliedstaaten in die 

Liste eingetragen worden, so muss außerdem über die Anwendung dieser Haftungsvorschriften 

vorher ein Einverständnis unter diesen Staaten erzielt werden. 

§ 5 Die gemäß §§ 1 und 4 getroffenen Maßnahmen sind dem Generalsekretär mitzuteilen. Sie treten 

frühestens nach Ablauf von 30 Tagen in Kraft, gerechnet vom Tag der vom Generalsekretär an die 

anderen Mitgliedstaaten gerichteten Mitteilung über diese Maßnahmen. Unterwegs befindliche 

Sendungen werden von diesen Maßnahmen nicht betroffen. 

 

Artikel 39 Haftung bei nuklearem Ereignis 

Der Beförderer ist von der ihm gemäß diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften obliegenden Haftung 

befreit, wenn der Schaden durch ein nukleares Ereignis verursacht worden ist und wenn gemäß den 

Gesetzen und Vorschriften eines Staates über die Haftung auf dem Gebiet der Kernenergie der 

Inhaber einer Kernanlage oder eine ihm gleichgestellte Person für diesen Schaden haftet. 

 

Artikel 40 Personen, für die der Beförderer haftet 

Der Beförderer haftet für seine Bediensteten und für andere Personen, deren er sich bei der 

Durchführung der Beförderung bedient, soweit diese Bediensteten und anderen Personen in 



Ausübung ihrer Verrichtungen handeln. Die Betreiber der Eisenbahninfrastruktur, auf der die 

Beförderung erfolgt, gelten als Personen, deren sich der Beförderer bei der Durchführung der 

Beförderung bedient. 

 

Artikel 41 Sonstige Ansprüche 

§ 1 In allen Fällen, auf welche diese Einheitlichen Rechtsvorschriften Anwendung finden, kann gegen 

den Beförderer ein Anspruch auf Schadenersatz, auf welchem Rechtsgrund er auch beruht, nur unter 

den Voraussetzungen und Beschränkungen dieser Einheitlichen Rechtsvorschriften geltend gemacht 

werden. 

§ 2 Das gleiche gilt für Ansprüche gegen die Bediensteten und anderen Personen, für die der 

Beförderer gemäß Artikel 40 haftet. 

 

Titel IV Geltendmachung von Ansprüchen 

Artikel 42 Tatbestandsaufnahme 

§ 1 Wird ein teilweiser Verlust oder eine Beschädigung vom Beförderer entdeckt oder vermutet oder 

vom Verfügungsberechtigten behauptet, so hat der Beförderer je nach Art des Schadens den Zustand 

des Gutes, seine Masse und, soweit möglich, das Ausmaß und die Ursache des Schadens sowie den 

Zeitpunkt seines Entstehens unverzüglich und, wenn möglich, in Gegenwart des Berechtigten in einer 

Tatbestandsaufnahme festzuhalten. 

§ 2 Dem Berechtigten ist eine Abschrift der Tatbestandsaufnahme unentgeltlich auszuhändigen. 

§ 3 Erkennt der Berechtigte die Feststellungen in der Tatbestandsaufnahme nicht an, so kann er 

verlangen, dass der Zustand und die Masse des Gutes sowie die Ursache und der Betrag des 

Schadens von einem durch die Parteien des Beförderungsvertrages oder ein Gericht bestellten 

Sachverständigen festgestellt werden. Das Verfahren richtet sich nach den Gesetzen und 

Vorschriften des Staates, in dem die Feststellung erfolgt. 

 

Artikel 43 Reklamationen 

§ 1 Reklamationen aus dem Beförderungsvertrag sind schriftlich an den Beförderer zu richten, gegen 

den die Ansprüche gerichtlich geltend gemacht werden können. 

§ 2 Reklamationen können von den Personen eingereicht werden, die zur gerichtlichen 

Geltendmachung von Ansprüchen gegen den Beförderer berechtigt sind. 

§ 3 Reicht der Absender eine Reklamation ein, so hat er das Frachtbriefdoppel vorzulegen. 

Andernfalls muss er die Zustimmung des Empfängers beibringen oder nachweisen, dass dieser die 

Annahme des Gutes verweigert hat. 



§ 4 Reicht der Empfänger eine Reklamation ein, so hat er den Frachtbrief vorzulegen, wenn dieser 

ihm übergeben worden ist. 

§ 5 Der Frachtbrief, das Frachtbriefdoppel und die sonstigen Belege, die der Berechtigte der 

Reklamation beigeben will, sind im Original oder in Abschrift, auf Verlangen des Beförderers in 

gehörig beglaubigter Form, vorzulegen. 

§ 6 Bei der Regelung der Reklamation kann der Beförderer die Vorlage des Frachtbriefes, des 

Frachtbriefdoppels oder der Bescheinigung über die Nachnahme im Original verlangen, um darauf 

die abschließende Regelung zu vermerken. 

 

Artikel 44 Zur gerichtlichen Geltendmachung von Ansprüchen berechtigte Personen 

§ 1 Vorbehaltlich der §§ 3 und 4 sind zur gerichtlichen Geltendmachung von Ansprüchen aus dem 

Beförderungsvertrag berechtigt 

a) der Absender bis zu dem Zeitpunkt, in dem der Empfänger 

1. den Frachtbrief eingelöst, 

2. das Gut angenommen oder 

3. die ihm gemäß Artikel 17 § 3 oder Artikel 18 § 3 zustehenden Rechte geltend gemacht hat; 

b) der Empfänger von dem Zeitpunkt an, in dem er 

1. den Frachtbrief eingelöst, 

2. das Gut angenommen oder 

3. die ihm gemäß Artikel 17 § 3 oder Artikel 18 § 3 zustehenden Rechte geltend gemacht hat. 

§ 2 Das dem Empfänger zustehende Klagerecht erlischt jedoch, sobald die vom Empfänger gemäß 

Artikel 18 § 5 bezeichnete Person den Frachtbrief eingelöst, das Gut angenommen oder die ihr 

gemäß Artikel 17 § 3 zustehenden Rechte geltend gemacht hat. 

§ 3 Zur gerichtlichen Geltendmachung von Ansprüchen auf Erstattung von Beträgen, die auf Grund 

des Beförderungsvertrages gezahlt worden sind, ist nur berechtigt, wer die Zahlung geleistet hat. 

§ 4 Zur gerichtlichen Geltendmachung von Ansprüchen aus Nachnahmen ist nur der Absender 

berechtigt. 

§ 5 Der Absender hat bei der gerichtlichen Geltendmachung der Ansprüche das Frachtbriefdoppel 

vorzulegen. Andernfalls muss er die Zustimmung des Empfängers beibringen oder nachweisen, dass 

dieser die Annahme des Gutes verweigert hat. Erforderlichenfalls hat der Absender das Fehlen oder 

den Verlust des Frachtbriefes zu beweisen. 

§ 6 Der Empfänger hat bei der gerichtlichen Geltendmachung der Ansprüche den Frachtbrief 

vorzulegen, wenn er ihm übergeben worden ist. 



 

Artikel 45 Beförderer, gegen die Ansprüche gerichtlich geltend gemacht werden können 

§ 1 Vorbehaltlich der §§ 3 und 4 können Ansprüche aus dem Beförderungsvertrag nur gegen den 

ersten, den letzten oder denjenigen Beförderer geltend gemacht werden, der den Teil der 

Beförderung durchgeführt hat, in dessen Verlauf die den Anspruch begründende Tatsache 

eingetreten ist. 

§ 2 Ist bei Beförderungen durch aufeinanderfolgende Beförderer der zur Ablieferung verpflichtete 

Beförderer mit seiner Zustimmung im Frachtbrief eingetragen, können Ansprüche gemäß § 1 auch 

dann gegen ihn gerichtlich geltend gemacht werden, wenn er weder das Gut noch den Frachtbrief 

erhalten hat. 

§ 3 Ansprüche auf Erstattung von Beträgen, die auf Grund des Beförderungsvertrages gezahlt 

worden sind, können gegen den Beförderer gerichtlich geltend gemacht werden, der den Betrag 

erhoben hat, oder gegen den Beförderer, zu dessen Gunsten der Betrag erhoben worden ist. 

§ 4 Ansprüche aus Nachnahmen können nur gegen den Beförderer geltend gemacht werden, der das 

Gut am Versandort übernommen hat. 

§ 5 Im Wege der Widerklage oder der Einrede können Ansprüche auch gegen einen anderen als die 

in den §§ 1 bis 4 genannten Beförderer geltend gemacht werden, wenn sich die Klage auf denselben 

Beförderungsvertrag gründet. 

§ 6 Soweit diese Einheitlichen Rechtsvorschriften auf den ausführenden Beförderer Anwendung 

finden, können die Ansprüche auch gegen ihn gerichtlich geltend gemacht werden. 

§ 7 Hat der Kläger die Wahl unter mehreren Beförderern, so erlischt sein Wahlrecht, sobald die Klage 

gegen einen der Beförderer erhoben ist; dies gilt auch, wenn der Kläger die Wahl zwischen einem 

oder mehreren Beförderern und einem ausführenden Beförderer hat. 

 

Artikel 46 Gerichtsstand 

§ 1 Auf diese Einheitlichen Rechtsvorschriften gegründete Ansprüche können vor den durch 

Vereinbarung der Parteien bestimmten Gerichten der Mitgliedstaaten oder vor den Gerichten eines 

Staates geltend gemacht werden, auf dessen Gebiet 

a) der Beklagte seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, seine Hauptniederlassung oder die 

Zweigniederlassung oder Geschäftsstelle hat, durch die der Beförderungsvertrag geschlossen worden 

ist, oder 

b) der Ort der Übernahme des Gutes oder der für die Ablieferung vorgesehene Ort liegt. 

Andere Gerichte können nicht angerufen werden. 

§ 2 Ist ein Verfahren bei einem nach § 1 zuständigen Gericht wegen eines auf diese Einheitlichen 

Rechtsvorschriften gegründeten Anspruches anhängig oder ist durch ein solches Gericht in einer 



solchen Streitsache ein Urteil erlassen worden, so kann eine neue Klage wegen derselben Sache 

zwischen denselben Parteien nicht erhoben werden, es sei denn, dass die Entscheidung des 

Gerichtes, bei dem die erste Klage erhoben worden ist, in dem Staat nicht vollstreckt werden kann, in 

dem die neue Klage erhoben wird. 

 

Artikel 47 Erlöschen der Ansprüche 

§ 1 Mit der Annahme des Gutes durch den Berechtigten sind alle Ansprüche gegen den Beförderer 

aus dem Beförderungsvertrag bei teilweisem Verlust, Beschädigung oder Überschreitung der 

Lieferfrist erloschen. 

§ 2 Die Ansprüche erlöschen jedoch nicht 

a) bei teilweisem Verlust oder bei Beschädigung, wenn 

1. der Verlust oder die Beschädigung vor der Annahme des Gutes durch den Berechtigten gemäß 

Artikel 42 festgestellt worden ist; 

2. die Feststellung, die gemäß Artikel 42 hätte erfolgen müssen, nur durch 

Verschulden des Beförderers unterblieben ist; 

b) bei äußerlich nicht erkennbarem Schaden, der erst nach der Annahme des Gutes durch den 

Berechtigten festgestellt worden ist, wenn er 

1. die Feststellung gemäß Artikel 42 sofort nach der Entdeckung des Schadens und spätestens sieben 

Tage nach der Annahme des Gutes verlangt und 

2. außerdem beweist, dass der Schaden in der Zeit zwischen der Übernahme des Gutes und der 

Ablieferung entstanden ist; 

c) bei Überschreitung der Lieferfrist, wenn der Berechtigte binnen 60 Tagen seine Ansprüche gegen 

einen der in Artikel 45 § 1 genannten Beförderer geltend gemacht hat; 

d) wenn der Berechtigte nachweist, dass der Schaden auf eine Handlung oder Unterlassung 

zurückzuführen ist, die entweder in der Absicht, einen solchen Schaden herbeizuführen, oder 

leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen wurde, dass ein solcher Schaden mit 

Wahrscheinlichkeit eintreten werde. 

§ 3 Ist das Gut gemäß Artikel 28 neu aufgegeben worden, so erlöschen die Ansprüche bei teilweisem 

Verlust oder bei Beschädigung aus einem der vorangehenden Beförderungsverträge, als handelte es 

sich um einen einzigen Vertrag. 

 

Artikel 48 Verjährung 

§ 1 Ansprüche aus dem Beförderungsvertrag verjähren in einem Jahr. Die Verjährungsfrist beträgt 

jedoch zwei Jahre bei Ansprüchen 



a) auf Auszahlung einer Nachnahme, welche der Beförderer vom Empfänger eingezogen hat; 

b) auf Auszahlung des Erlöses eines vom Beförderer vorgenommenen Verkaufs; 

c) wegen eines Schadens, der auf eine Handlung oder Unterlassung zurückzuführen ist, die entweder 

in der Absicht, einen solchen Schaden herbeizuführen, oder leichtfertig und in dem Bewusstsein 

begangen wurde, dass ein solcher Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde; 

d) aus einem der der Neuaufgabe vorangehenden Beförderungsverträge in dem in Artikel 28 

vorgesehenen Fall. 

§ 2 Die Verjährung beginnt bei Ansprüchen 

a) auf Entschädigung wegen gänzlichen Verlustes mit dem dreißigsten Tag nach Ablauf der Lieferfrist; 

b) auf Entschädigung wegen teilweisen Verlustes, Beschädigung oder Überschreitung der Lieferfrist 

mit dem Tag der Ablieferung; 

c) in allen anderen Fällen mit dem Tag, an dem der Anspruch geltend gemacht werden kann. 

Der als Beginn der Verjährung bezeichnete Tag ist in keinem Fall in der Frist inbegriffen. 

§ 3 Die Verjährung wird durch eine schriftliche Reklamation gemäß Artikel 43 bis zu dem Tag 

gehemmt, an dem der Beförderer die Reklamation schriftlich zurückweist und die beigefügten Belege 

zurücksendet. Wird der Reklamation teilweise stattgegeben, so beginnt die Verjährung für den noch 

streitigen Teil der Reklamation wieder zu laufen. Wer sich auf die Einreichung einer Reklamation 

oder auf die Erteilung einer Antwort und die Rückgabe der Belege beruft, hat dies zu beweisen. 

Weitere Reklamationen, die denselben Anspruch betreffen, hemmen die Verjährung nicht. 

§ 4 Verjährte Ansprüche können auch nicht im Wege der Widerklage oder der Einrede geltend 

gemacht werden. 

§ 5 Im übrigen gilt für die Hemmung und die Unterbrechung der Verjährung Landesrecht. 

 

Titel V Beziehungen der Beförderer untereinander 

Artikel 49 Abrechnung 

§ 1 Jeder Beförderer, der bei der Auf- oder Ablieferung des Gutes die Kosten oder sonstige sich aus 

dem Beförderungsvertrag ergebende Forderungen eingezogen hat oder hätte einziehen müssen, ist 

verpflichtet, den beteiligten Beförderern den ihnen zukommenden Anteil zu zahlen. Die Art und 

Weise der Zahlung wird durch Vereinbarungen zwischen den Beförderern geregelt. 

§ 2 Artikel 12 gilt auch für die Beziehungen zwischen aufeinanderfolgenden Beförderern. 

 

 



Artikel 50 Rückgriffsrecht 

§ 1 Hat ein Beförderer gemäß diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften eine Entschädigung gezahlt, so 

steht ihm ein Rückgriffsrecht gegen die Beförderer, die an der Beförderung beteiligt gewesen sind, 

gemäß den folgenden Bestimmungen zu: 

a) der Beförderer, der den Schaden verursacht hat, haftet ausschließlich dafür; 

b) haben mehrere Beförderer den Schaden verursacht, so haftet jeder für den von ihm verursachten 

Schaden; ist eine Zuordnung nicht möglich, so wird die Entschädigung unter den Beförderern gemäß 

Buchstabe c) aufgeteilt; 

c) kann nicht bewiesen werden, welcher der Beförderer den Schaden verursacht  hat, wird die 

Entschädigung auf sämtliche Beförderer aufgeteilt, mit Ausnahme derjenigen, die beweisen, dass der 

Schaden nicht von ihnen verursacht worden ist; die Aufteilung erfolgt im Verhältnis der den 

Beförderern zustehenden Anteile am Beförderungsentgelt. 

§ 2 Bei Zahlungsunfähigkeit eines dieser Beförderer wird der auf ihn entfallende, aber von ihm nicht 

gezahlte Anteil unter allen anderen Beförderern, die an der Beförderung beteiligt gewesen sind, im 

Verhältnis des ihnen zustehenden Anteils am Beförderungsentgelt aufgeteilt. 

 

Artikel 51 Rückgriffsverfahren 

§ 1 Ein Beförderer, gegen den gemäß Artikel 50 Rückgriff genommen wird, kann die Rechtmäßigkeit 

der durch den Rückgriff nehmenden Beförderer geleisteten Zahlung nicht bestreiten, wenn die 

Entschädigung gerichtlich festgesetzt worden ist, nachdem dem erstgenannten Beförderer durch 

gehörige Streitverkündung die Möglichkeit gegeben war, dem Rechtsstreit beizutreten. Das Gericht 

der Hauptsache bestimmt die Fristen für die Streitverkündung und für den Beitritt. 

§ 2 Der Rückgriff nehmende Beförderer hat sämtliche Beförderer, mit denen er sich nicht gütlich 

geeinigt hat, mit ein und derselben Klage zu belangen; andernfalls erlischt das Rückgriffrecht gegen 

die nicht belangten Beförderer. 

§ 3 Das Gericht hat in ein und demselben Urteil über alle Rückgriffe, mit denen es befasst ist, zu 

entscheiden. 

§ 4 Der Beförderer, der sein Rückgriffsrecht gerichtlich geltend machen will, kann seinen Anspruch 

vor dem zuständigen Gericht des Staates erheben, in dem einer der beteiligten Beförderer seine 

Hauptniederlassung oder die Zweigniederlassung oder Geschäftsstelle hat, durch die der 

Beförderungsvertrag geschlossen worden ist. 

§ 5 Ist die Klage gegen mehrere Beförderer zu erheben, so hat der klagende Beförderer die Wahl 

unter den gemäß § 4 zuständigen Gerichten. 

§ 6 Rückgriffsverfahren dürfen nicht in das Entschädigungsverfahren einbezogen werden, das der 

aus dem Beförderungsvertrag Berechtigte angestrengt hat. 

 



Artikel 52 Vereinbarungen über den Rückgriff 

Den Beförderern steht es frei, untereinander Vereinbarungen zu treffen, die von den Artikeln 49 und 

50 abweichen. 


